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Im vergangenen Jahr hat sich in Italien die Tendenz zu größerer politischer und
wirtschaftlicher Stabilität weiter gefestigt. Nachdem mit der Bestätigung der Re-
gierung Craxi die „Regierbarkeit" gesichert war, zeigten sich die Erfolge auf
wirtschaftlicher Ebene so augenfällig, daß man von einem italienischen Wunder
zu sprechen begann. Die Zeitung „Economist" hob hervor, daß Italien mit sei-
nem Bruttosozialprodukt Großbritannien überflügelt habe und nunmehr den
fünften Platz in der Rangordnung der westlichen Wirtschaftsmächte einnehme.
1986 erwies sich die italienische Wirtschaft klar im Aufschwung, und Italien stand
innerhalb der Gemeinschaft an der Spitze im Hinblick auf Produktivitätssteige-
rung und Zuwachs des Bruttosozialproduktes (2,7%). Was einen anderen be-
deutsamen Wirtschaftsindikator betrifft, den Anstieg der Verbraucherpreise, so
ist - auch wenn hier die italienische Rate mit 6,1% zu den höchsten im europä-
ischen Vergleich gehört - die Eindämmung der Inflation weiter gelungen und der
niedrigste Stand seit den letzten Jahren erreicht worden. Negativ hingegen ist ei-
ne leichte Zunahme der Arbeitslosigkeit (11,1% im Jahre 1986) in Umkehrung
der Tendenz, die in den übrigen EG-Ländern zu beobachten ist.

Die gute Lage der italienischen Wirtschaft zeigte sich auch anläßlich der Neu-
festsetzung der Wechselkursparitäten innerhalb des Europäischen Währungssy-
stems, die neunte seit dessen Gründung, die im April in den Niederlanden vorge-
nommen wurde. Zum ersten Male verlor die Lira nicht an Wert gegenüber der
Währungseinheit ECU1.

Eine Anerkennung des wachsenden wirtschaftlichen „Gewichtes" Italiens war
auch die nach langen diplomatischen Bemühungen der Regierung Craxi auf dem
Gipfeltreffen der Sieben in Tokio beschlossene Aufnahme des Landes in die sog.
„Fünfergruppe", die für internationale Währungsfragen zuständig ist.

Dies bedeutet zweifellos eine Verbesserung und Profilierung für das italieni-
sche Image, wenn auch abzuwarten bleibt, ob sich in der Praxis nicht neue, enger
begrenzte Klubs herausbilden, in denen die heikleren Themen der Weltwirt-
schaft zur Verhandlung anstehen.

Italien hat jedenfalls bewiesen, daß es eine zunehmende Rolle in der interna-
tionalen Politik spielen möchte mit einer vielschichtigeren und von ehrgeizigeren
Zielen gekennzeichneten Außenpolitik. Dies hat zu einem bemerkenswerten

Übersetzung aus dem Italienischen von Eva Rosina Braun, italienische Botschaft in Bonn.
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Aktivismus auch im Rahmen der Europapolitik geführt, die sich mittlerweile ei-
ner traditionellen Einmütigkeit der Ansichten unter allen politischen Kräften Ita-
liens erfreut. Eine wachsamere Haltung der italienischen Regierung war in ver-
schiedenen Fragen zu verzeichnen: angefangen von der Agrarreform, wo ver-
sucht wurde, einen „Minderheitenblock" aller Mittelmeerländer zusammenzu-
führen, über die Verteidigung der italienischen Interessen im Handelskrieg zwi-
schen der Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten, bis hin zur
vollen Unterstützung der Vorschläge der Kommission zur Stärkung des Haus-
haltes und zu einer Umverteilung der Gemeinschaftsausgaben zugunsten neuer
politischer Zielvorstellungen.

Dem Eureka-Projekt wurde die volle Unterstützung zugesagt, zugleich aber
auch die Notwendigkeit betont, Eureka in die Aktivitäten der Gemeinschaft zu
integrieren, schon um es nicht zu einem Konkurrenzprogramm gegenüber der
EG-Forschung werden zu lassen. Ferner wurde die Besorgnis zum Ausdruck ge-
bracht, daß sich im Europa der Technologien „bevorzugte" Zusammenschlüsse
einiger weniger Regierungen herausbilden könnten. Italiens Beitritt zum Eure-
ka-Projekt war also mit der Forderung verbunden, die Entstehung privilegierter
Zonen zum Nachteil der technologisch weniger fortgeschrittenen Länder zu ver-
hindern.

Die Anstrengungen der italienischen Diplomatie

Italien bemühte sich um eine Rolle als treibende Kraft in Fragen der Stärkung
der Gemeinschaft im Laufe der Verhandlungen über eine Reform der Römi-
schen Verträge und die Erarbeitung eines Vertrages zur Außenpolitik, die mehr-
heitlich (sieben Mitgliedstaaten gegen drei) auf dem Gipfeltreffen in Mailand En-
de Juni 1985 beschlossen2 und einer Regierungskonferenz bestehend aus den Au-
ßenministern anvertraut wurden.

Italien sprach sich entschieden gegen eine sich andeutende minimalistische Lö-
sung des Reformprozesses aus, der mit viel Mühe genau in der Zeit der italieni-
schen Ratspräsidentschaft in Mailand eingeleitet worden war. Eine eher harte
Haltung Italiens war von Andreotti bereits im November 1985 angekündigt wor-
den mit der Klarstellung, daß „unsere Zustimmung zu den Ergebnissen der Kon-
ferenz abhängig ist von der tatsächlichen Einräumung größerer Machtbefugnisse
für die Versammlung in Straßburg"3. Dies war praktisch die Vorankündigung ei-
nes italienischen Vetos im Falle eines Reformprojektes, in dessen Mittelpunkt
nicht die Ausdehnung der Entscheidungsbefugnisse des Europäischen Parla-
ments stehen würde; diese Position war vom Auswärtigen Ausschuß des Abge-
ordnetenhauses einstimmig akzeptiert und verabschiedet worden. Italien machte
einen Vorbehalt für seine Zustimmung, indem es seine Ratifizierung künftiger
Beschlüsse über Änderungen der Römischen Verträge von der Annahme durch
das Europäische Parlament abhängig machte. Diese Einstellung schien in man-
chen Augenblicken mehr vom Außenminister als von Regierungschef Craxi un-
terstützt zu werden.
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Auf die Haltung des Europäischen Parlaments konzentrierte sich daher die
Aufmerksamkeit. Die Versammlung in Straßburg zeigte sich enttäuscht von den
Ergebnissen der Luxemburger Regierungskonferenz4. Alles in allem waren die
Parlamentarier jedoch eher geneigt, das bisher Erreichte zu sichern, als die poli-
tische Auseinandersetzung mit den Regierungen von neuem aufzunehmen.

Nachdem die Regierungskonferenz entschieden hatte, sowohl die Reform der
EG-Verträge als auch die Regelungen für eine Zusammenarbeit in der Außenpo-
litik in einem einzigen juristischen Instrument zusammenzufassen, beendete sie
ihre Arbeiten mit der Verabschiedung einer „Einheitlichen Europäischen Ak-
te" , die unverzüglich als „keinen weiteren Verhandlungen unterworfen" defi-
niert wurde, auf der jedoch die Vorbehalte Dänemarks und Italiens lasteten. Die
Regierungen beider Länder machten die Aufhebung des Vorbehaltes vom Urteil
des jeweiligen Parlaments abhängig.

Italien blieb bei seinem Vorbehalt. Aber ausgerechnet anläßlich des Rombe-
suches des dänischen Außenministers, Elleman-Jensen, erklärte Andreotti, er
„halte die Unterzeichnung für notwendig, da eine Wiederaufnahme der Diskus-
sion jetzt undenkbar ist, sowohl wegen der juristischen Schwierigkeiten als auch,
weil eine neuerliche Darlegung der unterschiedlichen Standpunkte zu weiteren
Verschiebungen der Positionen führen würde"5.

Trotz der hiermit geäußerten Absicht zur Unterzeichnung setzte Italien am 17.
Februar in Luxemburg nicht gemeinsam mit den anderen Mitgliedstaaten seine
Unterschrift unter die Einheitliche Europäische Akte. Die Haltung der italieni-
schen Regierung war bestimmt von dem am 13. Februar vom Auswärtigen Aus-
schuß des Abgeordnetenhauses einstimmig abgegebenen Votum, mit dem die
Regierung aufgefordert wurde, „ihre Bereitschaft zur Unterzeichnung der Akte
bekanntzugeben, jedoch nur, wenn zuvor die Entscheidung aller übrigen Länder
der Gemeinschaft gefallen sei"6. Andreotti wollte dennoch bei der feierlichen
Unterzeichnung in Luxemburg anwesend sein, um zu beweisen, daß „Italien sich
nicht auf den Aventin zurückzieht". Die eigene Unterschrift vom Ergebnis des
dänischen Referendums abhängig zu machen, erwies sich nun fast als eine nutzlos
gewordene Trotzhaltung.

In der Volksabstimmung am 27. Februar in Dänemark zur Frage der Unter-
zeichnung der Reformakte sprach sich dann die Mehrheit der dänischen Bevölke-
rung für die Ratifizierung aus. Am Tage darauf unterschrieben folglich Däne-
mark, Griechenland und Italien ihrerseits die Einheitliche Europäische Akte.

Gemäß einer Forderung des italienischen Parlaments verlangte Andreotti bei
der Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte, daß eine Erklärung
zu den Unterlagen genommen werde, in der die römische Regierung ihre Unzu-
friedenheit darüber zum Ausdruck brachte, daß „man weder willens noch in der
Lage gewesen ist, die Gelegenheit zu nutzen, um unsere Gemeinschaft einen
qualitativ wirklich bedeutsamen Schritt nach vorne machen zu lassen"; angekün-
digt wurde zugleich „die Entschlossenheit, darauf hinzuwirken, daß die verein-
barten begrenzten Reformen nicht bloß Anwendung finden, sondern auch und
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vor allem im Sinne einer Weiterentwicklung durchgeführt werden"7. Um dieses
ehrgeizige Ziel zu verfolgen, verpflichtete sich die italienische Regierung, jede
mögliche Aktivität zu entfalten, die geeignet sei, „Bürger, Parteien und Meinungs-
bewegungen für die Probleme einer künftigen Europäischen Union zu sensibilisie-
ren und über angemessene Initiativen zu ihrer Verwirklichung zu unterrichten"8.

Italiens Vorbehalt gegen die Einheitliche Europäische Akte:
eine widersprüchliche Einstellung

Die vom italienischen Außenministerium eingeschlagene Linie während der Ver-
handlungen, die zur Reform der Gründungsverträge der Gemeinschaft führen
sollten, um ihr Beschlußfassungssystem effizienter zu gestalten und ihre Zustän-
digkeitsbereiche weiter auszudehnen, war erklärtermaßen immer auf eine Stär-
kung des Handelns der Gemeinschaft ausgerichtet sowie darauf, das Abgleiten in
eine engere Kooperation zwischen einzelnen Regierungen zu verhindern.

In den Mittelpunkt ihrer Forderungen stellte die italienische Delegation die -
wenn auch schrittweise durchzusetzende - Einräumung einer effektiven Mitent-
scheidungsbefugnis für das Europäische Parlament, um die Versammlung wir-
kungsvoller an der gesetzgeberischen Tätigkeit der Gemeinschaft teilhaben zu
lassen. Auf diesem Punkte beharrte man mit aller Entschiedenheit, womit Fort-
schritte in dieser Richtung zur Vorbedingung wurden für eine italienische Zu-
stimmung zur Gesamtheit der diskutierten Reformvorstellungen. Nach Altiero
Spinelli hat „die italienische Regierung mit ihrer vorausschauenden Festigkeit
die gegebenen Größen der institutionellen Krise' Europas grundlegend verän-
dert, indem sie das Europäische Parlament zu den Mitgestaltern der Reform er-
hob und die anderen Regierungen zwang, dieser Tatsache Rechnung zu tragen"9.

Sicher kann man in diesem Punkte gleicher Meinung sein oder zumindest die
dahinter stehende Absicht gutheißen, nämlich die einer unmittelbaren Einbezie-
hung des Europäischen Parlaments in ein von den Regierungen erarbeitetes Re-
formvorhaben von so großer Bedeutung für die Zukunft der Gemeinschaft. Man
kann aber auch nicht außer acht lassen, daß bei der Wahl, sich im Rahmen aller
nur möglicher Reformoptionen zum Kämpfer für eine Ausweitung der Befugnis-
se des Parlaments zu machen, die Schwierigkeiten, denen man begegnet wäre,
nicht mit dem nötigen Realismus eingeschätzt wurden. Oder muß man - ange-
sichts der Tatsache, daß alle Versuche der italienischen Regierung, die Zurück-
haltung einiger Regierungen, wie beispielsweise der englischen, in diesem ent-
scheidenden Punkt zu überwinden und eine konzertierte Aktion insbesondere
mit Frankreich und der Bundesrepublik Deutschland auf die Beine zu stellen,
sich binnen kürzester Zeit als bar jeglicher realen Erfolgsaussicht erwiesen haben
- annehmen, daß absichtlich eine Verhandlungsrichtung gewählt wurde, die man
bereits verloren wußte, mehr um „Flagge zu zeigen" als um substantielle Ände-
rungen zu bewirken? Und es ist nur von relativer Bedeutung herauszufinden, ob
es sich hier vorwiegend um eine andreottische Linie handelte, über die innerhalb
der Regierung keine Einigkeit bestand. Der Eindruck war jedenfalls der einer
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Flucht nach vorne von Seiten Italiens, über deren Zielvorstellungen keine rechte
Klarheit herrschte. Es wurde also ein isolierter Kampf um die Erweiterung der
Befugnisse des Europäischen Parlaments geführt, während das Hauptthema der
Verhandlungen zwischen den EG-Partnern ein anderes hätte sein sollen: die Fi-
nanz- und Währungssituation, denn auf diesem Gebiet spielen sich die tatsäch-
lichen Entwicklungsmöglichkeiten der Gemeinschaft ab.

Sich jedoch in dieser Richtung einzusetzen, wäre weitaus schwieriger und pein-
lich gewesen für ein Land, das noch keine Maßnahmen zur Lockerung der Wech-
selkurskontrollen und der Bestimmungen im Kapitalverkehr getroffen hat, das
ferner sein Steuersystem noch nicht an das in Europa übliche angeglichen, die In-
flationsrate nicht derjenigen der anderen großen EG-Staaten angenähert hat und
nach wie vor innerhalb des Europäischen Währungssystems Sonderkonditionen
mit einer erweiterten Kursschwankungsbreite in Anspruch nehmen kann. Eben-
so läßt die erwiesene Unfähigkeit, die öffentlichen Ausgaben in den Griff zu be-
kommen, jedes Engagement Italiens in Richtung auf eine stärkere wirtschaftliche
Harmonisierung auf Gemeinschaftsebene wenig glaubwürdig erscheinen. Dieses
Auseinanderklaffen von Worten und Taten hat sowohl die Grenzen der Ver-
handlungsfähigkeit Italiens innerhalb der EG als auch den Verbalismus einiger
seiner Positionen aufgezeigt.

Es ist tatsächlich in gewissem Sinne paradox, sich zum Verteidiger des Europa-
gedankens aufschwingen zu wollen und einer beschleunigten Integration das
Wort zu reden, wenn bei näherer Betrachtung konkreter Verhaltensweisen sicht-
bar wird, daß Italien schon Schwierigkeiten hat, selbst die vom derzeitigen Ent-
wicklungsrhythmus hervorgebrachten Richtlinien in die nationale Gesetzgebung
aufzunehmen.

Italien ist das EG-Mitgliedsland, das in der Anwendung des Gemeinschafts-
rechtes am weitesten zurückliegt. Wie eine vor kurzem veröffentlichte Ver-
gleichsstudie gezeigt hat, war Italien im Jahre 1985 am häufigsten von Eingaben
beim Europäischen Gerichtshof (31) und begründeten Rechtsgutachten (61) be-
troffen10. Obgleich die Verzögerungen und Unzulänglichkeiten (Italien ist mit
über 100 Richtlinien im Rückstand) eher auf die Schwerfälligkeit und Komplexi-
tät des italienischen Rechts- und Verwaltungssystems zurückzuführen sind als auf
bewußte Verletzungen der Grundregeln der Gemeinschaft, wurde nicht viel un-
ternommen, um diesem Umstand abzuhelfen.

Seit zwei Jahren liegt dem Parlament ein Gesetzentwurf vor, der auf Initiative
des Ministers für die Koordinierung der Gemeinschaftspolitik im Juni 1984 von
der Regierung eingebracht worden war. Dieser sieht die Möglichkeit vor, in be-
stimmten Bereichen der Regierung legislative Vollmacht zur Durchführung von
EG-Richtlinien zu erteilen. Ungeachtet der Bemühungen des neuen Ministers
für die Koordinierung der Gemeinschaftspolitik, Fabbri, die Aufmerksamkeit
der Abgeordnetenkammer und des Senates auf diese Problematik zu lenken,
wurde wenig getan, um Fristen und Verfahrensweisen im Hinblick auf eine
pünktliche Einhaltung der EG-Beschlüsse zu beschleunigen.
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Abgesehen von dem Negativrekord der Nichtanwendung von Gemeinschafts-
recht läßt Italien auch eine Menge zu wünschen übrig, was die effektive Nutzung
der ihm von der Gemeinschaft zugesprochenen Finanzmittel anbelangt, ein Um-
stand, der besonders ins Gewicht fällt, da das Land in hohem Maße von finanziel-
ler Unterstützung der Gemeinschaft profitiert11.

Widersprüchlicher denn je erschien das Verhalten der italienischen Regierung
allerdings, als das in der Sache hinzugezogene Europäische Parlament nicht fähig
war, irgendein Veto gegen die Unterzeichnung der von der Mehrheit der europä-
ischen Regierungen gebilligten Einheitlichen Europäischen Akte zu formulieren.

Die italienische Haltung wurde nunmehr derjenigen Dänemarks nachgeord-
net, indem man beschloß, am 17. Februar nicht gemeinsam mit den anderen zu
unterschreiben, womit die Gelegenheit verspielt wurde, die einzige wirklich ge-
gen jede grundlegende Reform der Gemeinschaft gerichtete Regierung in die
Isolation zu drängen. Es hieß, die italienische Regierung sei durch eine präzise
Stellungnahme der Abgeordnetenkammer und des Senats gebunden.

Und tatsächlich lieferte Andreotti selbst eine von innenpolitischen Erwägun-
gen geprägte Erklärung für die Haltung Italiens. Angesichts des Risikos, daß
über die Frage der Unterzeichnung oder NichtUnterzeichnung die zum Thema
Europa bestehende traditionelle Einigkeit aller politischen Kräfte des Landes
zerbrechen könnte, zog man es vor, die Einmütigkeit zu bewahren und der däni-
schen Volksabstimmung die Entscheidung auch für unser Land zu überlassen.
Doch dieser Wunsch, in Sachen Europa um jeden Preis die Einigkeit aufrechtzu-
erhalten, hat bislang weder den italienischen Verhandlungspositionen innerhalb
der Gemeinschaft zu mehr Gewicht verholfen noch eine stärkere Fähigkeit Ita-
liens, Vorschläge zu unterbreiten, mit sich gebracht. Wie bereits betont wurde,
wäre es angebracht, „das Mißverständnis auszuräumen, wonach das Thema Eu-
ropa notwendigerweise ein einigendes Thema zu sein habe. Hierfür besteht heute
kein Grund mehr. In allen übrigen europäischen Ländern werden Europafragen
von Regierungsmehrheit und Opposition unterschiedlich gesehen und behan-
delt . . . Wichtig ist nur, daß die Mehrheit entschlossen zusammensteht, was in
unserem Falle nicht immer selbstverständlich ist"12.

Beachtung verdient schließlich in dieser ganzen komplexen Frage einer Re-
form der Gemeinschaft ein Punkt, auf den Italien zu Recht hingewiesen hat. Wie
Außenminister Andreotti hervorhob, hat das Europäische Parlament mit seinen
zu weitreichenden Reformvorschlägen im Vergleich zu den Zugeständnissen,
welche die Regierungen zu machen bereit waren, den Eindruck erweckt, eine
„eigenständige Welt" zu sein, losgelöst von der politischen Realität der Mit-
gliedstaaten. Zum Abschluß der Regierungskonferenz und in der Erklärung, die
bei Unterzeichnung des Wortlauts der vereinbarten Reformen zu den Akten ge-
nommen wurde, verpflichtete sich die italienische Regierung, darauf hinzuwir-
ken, „über die geeigneten politischen Kanäle" eine allmähliche Ausweitung der
Machtbefugnisse des Europäischen Parlaments voranzutreiben und jeden nur
möglichen Einsatz zugunsten der Europäischen Union zu leisten.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1986187 381



DIE EUROPAPOLITIK IN DEN MITGLIEDSTAATEN DER EG

Dies sind wieder einmal ehrgeizige Zielvorstellungen. Die italienische Regie-
rung wird jedoch einsehen müssen, daß es nichts nützt, hochgesteckte Ziele zu
propagieren, um sie dann zu leeren Worten werden zu lassen oder, schlimmer
noch, sie im konkreten Verhalten zu widerlegen. Was Italien braucht, ist eine an-
dere Europapolitik.

Bilanz

Nach Ansicht des italienischen Außenministers Andreotti war die Luxemburger
Regierungskonferenz „weder fähig noch willens", die ihr gebotenen Chancen zu
nutzen, weshalb die Einheitliche Europäische Akte ,,eine nur teilweise und un-
befriedigende Antwort" auf die Forderung nach echten Fortschritten in Rich-
tung auf die Europäische Union darstellt.

Wenn Italien hinsichtlich der Reform der Römischen Verträge auf eine Aus-
weitung der Zuständigkeiten der Gemeinschaft und auf die Festigung der Macht-
befugnisse des Europäischen Parlaments gedrungen hatte, wenn auch leider mit
geringem Erfolg, so wurde auch in Fragen der außenpolitischen Zusammenarbeit
von italienischer Seite versucht, die Definition einer weitergehenden Ordnung
durchzusetzen. Auf Initiative Italiens kam es so zu „beachtlichen Verbesserun-
gen der Bestimmungen betreffend den Entscheidungsmechanismus, die Bezie-
hungen zum Europäischen Parlament, die Verpflichtung zu vorherigen Konsulta-
tionen für gemeinsames Handeln, die engere Zusammenarbeit in Sicherheitsfra-
gen (einschließlich Erwähnung der WEU) sowie zur Einführung einer Revisions-
klausel"13. Auch hier wäre mehr zu erlangen gewesen, aber „unter den gegebe-
nen politischen Umständen und unter Berücksichtigung der bei den Verhandlun-
gen vertretenen Positionen" kann das Erreichte als „insgesamt befriedigend"14

angesehen werden. Zweifellos ist jedoch festzustellen, daß mit der Verabschie-
dung der Einheitlichen Europäischen Akte sicher nicht die von der italienischen
Regierung gewünschte Richtung eingeschlagen wurde. In der Tat war die Hand-
lungsform des gemeinsamen Vorgehens der Regierungen gestärkt worden, aber
auf Kosten der Verfahrensmethoden der Gemeinschaft.
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